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9569 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 27. April 2016 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über das Herstellen und das Inverkehrbringen von 
Tabakerzeugnissen sowie die Werbung für Tabakerzeugnisse und den Nichtraucherschutz 
(Tabakgesetz) und das Bundesgesetz, mit dem die Österreichische Agentur für Gesundheit 
und Ernährungssicherheit GmbH errichtet und das Bundesamt für Ernährungssicherheit 
sowie das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen eingerichtet werden 
(Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz - GESG) geändert werden 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates hat folgende Ziele: 
- Nachhaltige Reduktion durch Verringerung der Attraktivität von Tabakerzeugnissen und verwandten 
Erzeugnissen 
- Verbesserte Kontrollen 
- Langfristig eine Entlastung des Gesundheitssystems durch den Rückgang von mit dem Konsum von 
Tabakerzeugnissen assoziierten Erkrankungen 
Vorgesehen sind Bestimmungen hinsichtlich des Layouts (z.B. kombinierte gesundheitsbezogene 
Warnhinweise, allgemeine Warnhinweise, Rauchstoppinformation), der Emissionshöchstwerte, der 
Inhalts- und Zusatzstoffe, der Werbe- und Sponsoringverbote, der Rückverfolgbarkeit und der 
Kontrollen/Überwachung (inkl. Betrieb, Wartung und Analyse der von der Europäischen Kommission 
einzurichtenden Datenbank (ähnlich dem bisher bestehenden EMTOC)) und des Verkaufs von 
Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen sowie auch der Zulassung verwandter Erzeugnisse. 
 
Der Gesundheitsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 10. 
Mai 2016 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Adelheid Ebner. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Angela Stöckl, Mario Lindner, Gerd 
Krusche und Rosa Ecker. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Adelheid Ebner gewählt. 

Der Gesundheitsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 10. Mai 2016 mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2016 05 10 

 Adelheid Ebner Gerd Krusche 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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